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Vergütungssystem für die Aufsichtsratsmitglieder der Bilfinger SE gemäß §§ 113 Abs. 3 Satz 1, 

87a Abs. 1 Satz 2 AktG  

A. GRUNDZÜGE DES VERGÜTUNGSSYSTEMS FÜR DIE AUFSICHTSRATS-

MITGLIEDER DER BILFINGER SE 

Das Vergütungssystem für Aufsichtsratsmitglieder der Bilfinger SE ist klar und verständlich ge-

staltet. Es entspricht den Vorgaben des Aktiengesetzes in der Fassung des Gesetzes zur Umset-

zung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie vom 12. Dezember 2019 (BGBl. Teil I 2019, Nr. 50 

vom 19. Dezember 2019) und berücksichtigt die Empfehlungen des Deutschen Corporate Gover-

nance Kodex in der am 20. März 2020 in Kraft getretenen Fassung, soweit nicht eine Abweichung 

erklärt wird.  

Das aktuelle Vergütungssystem findet seit dem 8. Oktober 2010, dem Wirksamwerden der form-

wechselnden Umwandlung der Gesellschaft von einer AG in eine SE, für alle Aufsichtsratsmit-

glieder der Bilfinger SE Anwendung. Die Vergütung des Aufsichtsrates ist seitdem in § 16 der 

Satzung der Bilfinger SE geregelt.  

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder der Gesellschaft ist eine reine Festvergütung. Sie be-

steht aus einer Grundvergütung mit funktionsbezogener Differenzierung und einem Sitzungsgeld.  

Das System zur Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder setzt Anreize, die im Einklang mit der 

Unternehmensstrategie stehen und sie unterstützen: Der Aufsichtsrat leistet durch die ihm oblie-

gende Überwachung der Geschäftsführung und Beratung des Vorstands einen entscheidenden 

Beitrag zur Förderung der Geschäftsstrategie und zur langfristigen Entwicklung der Gesellschaft. 

Die Ausgestaltung der Vergütung fördert die Wahrnehmung der Überwachungsfunktion und setzt 

Anreize zum entsprechenden Tätigwerden. Die Vergütung und das Vergütungssystem tragen der 

Verantwortung sowie den inhaltlichen und zeitlichen Anforderungen an die Tätigkeit der Mitglie-

der im Aufsichtsrat und in den Ausschüssen des Aufsichtsrats Rechnung. Sie ist gerade nicht 

erfolgsorientiert und sichert im Unternehmensinteresse somit die notwendige Unabhängigkeit 

zum Vorstand.    

Die Struktur und Höhe der Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder sind im Vergleich zur Vergü-

tung der Aufsichtsratsmitglieder anderer S-DAX-Gesellschaften auch marktüblich. Insgesamt 

steht die Vergütung in einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben der Aufsichtsratsmit-

glieder und zur Lage der Gesellschaft. 

Durch die angemessene und marktübliche Aufsichtsratsvergütung wird gleichzeitig sichergestellt, 

dass die Gesellschaft in der Lage ist und auch weiterhin sein wird, qualifizierte Kandidaten und 

Kandidatinnen für eine Mitgliedschaft im Aufsichtsrat der Bilfinger SE zu gewinnen; hierdurch 
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trägt auch die Aufsichtsratsvergütung zur Förderung der Geschäftsstrategie und zur langfristigen 

Entwicklung der Gesellschaft bei. 

B. DAS VERGÜTUNGSSYSTEM IM EINZELNEN 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder der Bilfinger SE besteht ausschließlich aus einer Fest-

vergütung. Dies unterstützt die auf eine nachhaltige Unternehmensentwicklung bezogene Bera-

tung und Überwachung durch den Aufsichtsrat und steht im Einklang mit der Anregung G. 18 

Satz 1 des Deutschen Corporate Governance Kodex in der Fassung vom 16. Dezember 2019. 

Gerade eine reine Festvergütung mit funktions- und aufwandsbezogenen Bestandteilen ist geeig-

net, die Unabhängigkeit der Aufsichtsratsmitglieder zu stärken. Eine variable oder sonst aktien-

basierte Vergütungskomponente ist für Aufsichtsratsmitglieder der Bilfinger SE nicht vorgese-

hen. 

I. Vergütungsbestandteile 

Alle Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten jeweils eine feste jährliche Grundvergütung in Höhe 

von EUR 70.000,00. Für den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz im Aufsichtsrat sowie den 

Vorsitz und die Mitgliedschaft in einem der Ausschüsse, mit Ausnahme des Nominierungsaus-

schusses, ist eine erhöhte Vergütung vorgesehen um dem zeitlichen und inhaltlichen Mehrauf-

wand der Wahrnehmung und Verantwortung solcher Funktionen Rechnung zu tragen. Der Vor-

sitzende des Aufsichtsrats erhält das Zweieinhalbfache der jährlichen Grundvergütung, der Stell-

vertreter des Aufsichtsratsvorsitzenden sowie die Vorsitzenden der Ausschüsse, mit Ausnahme 

des Nominierungsausschusses, erhalten das Doppelte dieses Betrags. Die Mitglieder der Aus-

schüsse, mit Ausnahme des Nominierungsausschusses, erhalten das Anderthalbfache des jährli-

chen Grundvergütungsbetrags. Übt ein Aufsichtsratsmitglied mehrere der genannten Funktionen 

aus, steht ihm nur einmal die jeweils höchste aufgrund der jeweiligen Funktion erhöhte Grund-

vergütung zu.  

Die entsprechende Grundvergütung wird pro Geschäftsjahr gewährt. Für Aufsichtsratsmitglieder, 

die dem Aufsichtsrat nur während eines Teils des Geschäftsjahres angehören, wird die Vergütung 

pro rata temporis gewährt. Entsprechendes gilt für die funktionsbezogene Erhöhung der Vergü-

tung für den Vorsitzenden des Aufsichtsrates und seinen Stellvertreter sowie für die Erhöhung 

der Vergütung für Mitgliedschaft und Vorsitz in einem Aufsichtsratsausschuss (mit Ausnahme 

des Nominierungsausschusses), wenn die entsprechende Funktion nur während eines Teils des 

Geschäftsjahres wahrgenommen wird. 

Zuzüglich zur festen Grundvergütung erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats für jede Sitzung 

des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse, an der sie persönlich ganz oder teilweise teilnehmen – 

dies schließt eine Teilnahme per Telefon- oder Videokonferenz ein –, ein Sitzungsgeld in Höhe 

von EUR 500,00. Verständnis ist dabei, dass ein Sitzungsgeld anfällt, wenn das Mitglied des 

Aufsichtsrats mindestens an der Hälfte der jeweiligen Sitzung teilnimmt. Die gesamte Vergütung 
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für ein Geschäftsjahr wird im Nachhinein jährlich nach der Hauptversammlung, die den Jahres-

abschluss für das betreffende Geschäftsjahr entgegennimmt, fällig und an die Aufsichtsratsmit-

glieder gezahlt. Außerdem wird den Mitgliedern mit Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutsch-

land auch die auf ihre Gesamtvergütung entfallende Umsatzsteuer erstattet und mit der entspre-

chenden Gesamtvergütung ausgezahlt. 

Weitere Vergütungsbestandteile, auch im weiteren Sinn, sind für Aufsichtsratsmitglieder nicht 

vorgesehen.  

Darüberhinausgehende Vergütungen oder Vorteile für persönlich erbrachte Leistungen, die über 

die Tätigkeit als Aufsichtsrat, hinausgehen bzw. außerhalb dieser liegen, etwa gesonderte Bera-

tungs- und Vermittlungsleistungen, sind nicht von der Aufsichtsratsvergütung umfasst. Soweit 

entsprechende Leistungen nach den gesetzlichen Vorschriften und Vorgaben der Rechtsprechung 

zulässig sind, erfordern sie eine gesonderte vertragliche Regelung, die vorab vom Aufsichtsrat zu 

genehmigen ist. 

Neben der Vergütung erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats von der Bilfinger SE ihre tatsäch-

lich entstandenen Auslagen und Kosten erstattet beziehungsweise werden entsprechende Kosten 

von der Gesellschaft übernommen. Auslagen und Kosten erfassen Reisekosten und sonstige Ein-

zelabrechnungen von Ausgaben im Zusammenhang mit der Ausübung der Tätigkeit im Aufsichts-

rat im Interesse der Bilfinger SE, soweit diese angemessen sind und für erforderlich gehalten 

werden durften. Die Erstattung der Auslagen an die Aufsichtsratsmitglieder erfolgt anlassbezogen 

auf Basis der Abrechnung durch die Aufsichtsratsmitglieder.  

Die Gesellschaft bezieht die Aufsichtsratsmitglieder zudem in die Deckung der D&O Versiche-

rung der Bilfinger SE mit ein. 

II. Verfahren zur Überprüfung und Änderung der Aufsichtsratsvergütung bzw. des Vergü-

tungssystems 

Sofern Vorstand und Aufsichtsrat Anlass zu einer Änderung der Aufsichtsratsvergütung sehen, 

unterbreiten sie der Hauptversammlung einen Vorschlag für ein geändertes Vergütungssystem 

oder eine geänderte Vergütungshöhe und für eine entsprechende Änderung von § 16 der Satzung. 

Die Hauptversammlung der Bilfinger SE hat nach § 113 Abs. 3 AktG (auch unabhängig von einer 

Änderung) mindestens alle vier Jahre über die Aufsichtsratsvergütung Beschluss zu fassen, wobei 

auch eine bloß bestätigende Beschlussfassung zulässig ist. Zum Zwecke dieser Vorlage an die 

Hauptversammlung werden die Höhe der Vergütung und das Vergütungssystem für den Auf-

sichtsrat regelmäßig und rechtzeitig nach pflichtgemäßem Ermessen einer Überprüfung durch 

Vorstand und Aufsichtsrat unterzogen. Als maßgebliche Faktoren der Prüfung werden dabei ins-

besondere die zeitliche Inanspruchnahme der Aufsichtsratsmitglieder, ihre Verantwortung sowie 

die Entwicklung der Aufsichtsratsvergütung bei anderen, vergleichbaren Gesellschaften (etwa der 

Entwicklung der Aufsichtsratsvergütung bei SDAX-Unternehmen), Veränderungen des Unter-
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nehmensumfelds, die wirtschaftliche Gesamtlage und Strategie des Unternehmens, als auch Ver-

änderungen und Trends der nationalen und internationalen Corporate Governance Standards an-

gesehen. Hingegen kommt ein sogenannter vertikaler Vergleich mit der Arbeitnehmervergütung 

nicht in Betracht aufgrund der besonderen Natur der Aufsichtsratstätigkeit, für die die Vergütung 

gewährt wird, die sich grundlegend von der Tätigkeit der Arbeitnehmer der Gesellschaft und des 

Konzerns unterscheidet. Bei Bedarf werden externe Vergütungsexperten und andere Berater zur 

Überprüfung hinzugezogen. Dabei achten Vorstand und Aufsichtsrat auf die Unabhängigkeit der 

externen Vergütungsexperten und Berater und treffen Vorkehrungen, um Interessenkonflikte zu 

vermeiden.  

Billigt die Hauptversammlung das vorgelegte System nicht, legt der Aufsichtsrat der Hauptver-

sammlung spätestens in der darauffolgenden ordentlichen Hauptversammlung ein überprüftes 

Vergütungssystem zur Billigung vor. 

III. Verfahren bei Auftreten von Interessenkonflikten in Bezug auf das Vergütungssystem 

In der Vergangenheit ist es nicht zu Interessenkonflikten einzelner Mitglieder des Vorstands oder 

des Aufsichtsrats der Bilfinger SE in Bezug auf das Vergütungssystem für den Aufsichtsrat ge-

kommen. Sollte ein solcher Interessenkonflikt bei der Überprüfung der Vergütung auftreten, wer-

den Vorstand bzw. Aufsichtsrat diesen ebenso behandeln wie andere Interessenkonflikte in der 

Person eines Organmitglieds, so dass das betreffende Organmitglied an der Beschlussfassung o-

der, im Falle eines schweren Interessenkonflikts, auch an der Beratung nicht teilnehmen wird. 

Sollte es zu einem unlösbaren und dauerhaften Interessenkonflikt kommen, was in diesem The-

menbereich eher unwahrscheinlich erscheint, wird das betreffende Organmitglied sein Amt nie-

derlegen. Dabei wird allgemein durch eine regelmäßige Selbsteinschätzung, Überprüfung und 

frühzeitige Offenlegung etwaiger Interessenkonflikte sichergestellt, dass die Entscheidungen von 

Vorstand und Aufsichtsrat auch in diesem Bereich nicht durch sachwidrige Erwägungen beein-

flusst werden. 

 

* * * 


